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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die politischen Parteien 

(Parteiengesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Verfassungsrechtliche Stellung und Aufgaben 
der Parteien 

(1) Die Parteien sind notwendiger, verfassungs- 
rechtlicher Bestandteil der freiheitlich demokrati- 
schen Grundordnung. Sie erfüllen mit ihrer freien, 
dauernden Mitwirkung an der politischen Willens- 
bildung des Volkes eine ihnen nach dem Grund- 
gesetz obliegende und von ihm verbürgte öffentliche 
Aufgabe. 

(2) Die Parteien wirken an der Gestaltung des 
politischen Willens des Volkes auf allen Gebieten 
des öffentlichen Lebens mit, indem sie insbesondere 
auf die Bildung der öffentlichen Meinung Einfluß 
nehmen, die politische Bildung anregen und ver- 
tiefen, die aktive Teilnahme der Bürger am politi- 
schen Leben fördern, zur Übernahme öffentlicher 
Verantwortung befähigte Bürger heranbilden, sich 
durch Aufstellung von Bewerbern an den Wahlen in 
Bund, Ländern und Gemeinden beteiligen, auf die 
politische Entwicklung in Parlament und Regierung 
Einfluß nehmen, die von ihnen erarbeiteten politi- 
schen Ziele in den Prozeß der staatlichen Willens- 
bildung einführen und für eine ständige lebendige 
Verbindung zwischen dem Volk und den Staats- 
organen sorgen. 

(3) Die Parteien legen ihre Ziele in politischen 
Programmen nieder. 

§ 2 

Begriff der Partei 

(1) Parteien sind Vereinigungen von Bürgern, 
die dauernd oder für längere Zeit für den Bereich des 
Bundes oder eines Landes auf die politische Willens- 
bildung Einfluß nehmen und an der Vertretung des 
Volkes im Deutschen Bundestag oder einem Land- 
tag mitwirken wollen, wenn sie nach dem Gesamt- 
bild der tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere 
nach Umfang und Festigkeit ihrer Organisation, 
nach der Zahl ihrer Mitglieder und nach ihrem Her- 
vortreten in der Öffentlichkeit eine ausreichende 
Gewähr für die Ernsthaftigkeit dieser Zielsetzung 
bieten. Mitglieder einer Partei können nur natür- 
liche Personen sein. 


(2) Eine Vereinigung verliert ihre Rechtsstellung 
als Partei, wenn sie sechs Jahre lang weder an einer 
Bundestagswahl noch an einer Landtagswahl mit 
eigenen Wahlvorschlägen teilgenommen hat. 

(3) Politische Vereinigungen sind nicht Parteien, 
wenn 

1. ihre Mitglieder oder die Mitglieder ihres 
Vorstands in der Mehrheit Ausländer 
sind oder 

2. ihr Sitz oder ihre Geschäftsleitung sich 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes befindet. 

§ 3 

Aktiv- und Passivlegitimation 

Die Partei kann unter ihrem Namen klagen und 
verklagt werden. Das gleiche gilt für ihre Gebiets- 
verbände der jeweils höchsten Stufe, sofern die 
Satzung der Partei nichts anderes bestimmt. 

§ 4 
Name 

(1) Der Name einer Partei muß sich von dem 
Namen einer bereits bestehenden Partei deutlich 
unterscheiden; das gleiche gilt für Kurzbezeichnun- 
gen. In der Wahlwerbung und im Wahlverfahren 
darf nur der satzungsmäßige Name oder dessen 
Kurzbezeichnung geführt werden; Zusatzbezeichnun- 
gen können weggelassen werden. 

(2) Gebietsverbände führen den Namen der Par- 
tei unter Zusatz ihrer Organisationsstellung. Der 
Zusatz für Gebietsverbände ist nur an nachfolgen- 
der Stelle zulässig. In der allgemeinen Werbung 
und in der Wahlwerbung kann der Zusatz weg- 
gelassen werden. 

(3) Gebietsverbände, die aus der Partei ausschei- 
den, verlieren das Recht, den Namen der Partei 
weiterzuführen. Ein neu gewählter Name darf nicht 
in einem bloßen Zusatz zu dem bisherigen Namen 
bestehen. Entsprechendes gilt für Kurzbezeichnun- 
gen. 

§ 5 

Gleichbehandlung 

(1) Wenn ein Träger öffentlicher Gewalt den 
Parteien Einrichtungen zur Verfügung stellt oder 
andere öffentliche Leistungen gewährt, sollen alle 
Parteien gleichbehandelt werden. Der Umfang der 
Gewährung kann nach der Bedeutung der Parteien 
bis zu dem für die Erreichung ihres Zweckes erfor- 
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derlichen Mindestmaß abgestuft werden. Die Bedeu- 
tung der Parteien bemißt sich insbesondere auch 
nach den Ergebnissen vorausgegangener Wahlen 
zu Volksvertretungen. Für eine Partei, die im Bun- 
destag in Fraktionsstärke vertreten ist, muß der 
Umfang der Gewährung mindestens halb so groß 
wie für jede andere Partei sein. 

(2) Für die Gewährung öffentlicher Leistungen 
in Zusammenhang mit einer Wahl gilt Absatz 1 
während der Dauer des Wahlkampfes nur für Par- 
teien, die Wahlvorschläge eingereicht haben, 

(3) öffentliche Leistungen nach Absatz 1 können 
an bestimmte sachliche, von allen Parteien zu erfül- 
lende Voraussetzungen gebunden werden. 

(4) Die §§ 18 bis 22 bleiben unberührt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Innere Ordnung 

§ 6 

Satzung und Programm 

(1) Die Partei muß eine schriftliche Satzung und 
ein schriftliches Programm haben. Die Gebietsver- 
bände regeln ihre Angelegenheiten durch eigene Sat- 
zungen, soweit die Satzung des jeweils nächsthöhe- 
ren Gebietsverbandes hierüber keine Vorschriften 
enthält. 

(2) Die Satzungen müssen Bestimmungen enthal- 
ten über 

1. Namen wie Kurzbezeichnung, sofern eine 
solche verwandt wird, Sitz und Tätig- 
keitsgebiet der Partei, 

2. Aufnahme und Austritt der Mitglieder, 

3. Rechte und Pflichten der Mitglieder, 

4. zulässige Ordnungsmaßnahmen gegen 
Mitglieder und ihren Ausschluß (§ 10 
Abs. 3 bis 5), 

5. zulässige Ordnungsmaßnahmen gegen 
Gebietsverbände, 

6. allgemeine Gliederung der Partei, 

7. Zusammensetzung und Befugnisse des 
Vorstands und der übrigen Organe, 

8. der Beschlußfassung durch die Mitglie- 
der- und Vertreterversammlungen nach 
§ 9 vorbehaltene Angelegenheiten, 

9. Voraussetzung, Form und Frist der Ein- 
berufung der Mitglieder- und Vertreter- 
versammlungen sowie Beurkundung der 
Beschlüsse, 

10. Gebietsverbände und Organe, die zur 
Einreichung (Unterzeichnung) von Wahl- 
vorschlägen für Wahlen zu Volksver- 
tretungen befugt sind, soweit hierüber 
keine gesetzlichen Vorschriften bestehen, 


11. eine Urabstimmung der Mitglieder und 
das Verfahren, wenn der Parteitag die 
Auflösung der Partei oder des Gebiets- 
verbandes oder die Verschmelzung mit 
anderen Parteien nach § 9 Abs. 3 be- 
schlossen hat. Der Beschluß gilt nach 
dem Ergebnis der Urabstimmung als be- 
stätigt, geändert oder aufgehoben. 

(3) Der Vorstand hat dem Bundeswahlleiter 

1. Satzung und Programm der Partei, 

2. Namen der Vorstandsmitglieder der Par- 
tei und der Landesverbände mit Angabe 
ihrer Funktionen, 

3. Auflösung der Partei oder eines Landes- 
verbandes 

mitzuteilen. Änderungen zu Satz 1 Nummern 1 
und 2 sind bis zum 31. Dezember des jeweiligen 
Kalenderjahres anzuzeigen. Die Unterlagen können 
beim Bundeswahlleiter von jedermann eingesehen 
werden. Abschriften dieser Unterlagen sind auf An- 
forderung gebührenfrei zu erteilen. 

(4) Bei Parteien, deren Organisation sich auf das 
Gebiet eines Landes beschränkt (Landesparteien), 
gelten die in diesem Gessetz für die Partei getrof- 
fenen Regelungen für den Landesverband. 

§ 7 

Gliederung 

(1) Die Parteien gliedern sich in Gebietsver- 
bände. Größe und Umfang der Gebietsverbände 
werden durch die Satzung festgelegt. Die gebiet- 
liche Gliederung muß so weit ausgebaut sein, daß 
den einzelnen Mitgliedern eine angemessene Mit- 
wirkung an der Willensbildung der Partei möglich 
ist. Beschränkt sich die Organisation einer Partei 
auf das Gebiet des Stadtstaates, braucht sie keine 
Gebietsverbände zu bilden; sie ist Partei im Sinne 
dieses Gesetzes. Organisatorische Zusammen- 
schlüsse mehrerer Gebietsverbände, die den ver- 
bandsmäßigen Aufbau der Parteiorganisation nicht 
wesentlich beeinträchtigen, sind zulässig. 

(2) Soweit in einer Partei Landesverbände nicht 
bestehen, gelten die in diesem Gesetz für Landes- 
verbände getroffenen Regelungen für die der Partei 
folgenden nächstniedrigen Gebietsverbände. 

§ 8 

Organe 

(1) Mitgliederversammlung und Vorstand sind 
notwendige Organe der Partei und der Gebietsver- 
bände. Durch die Satzung kann bestimmt werden, 
daß in den überörtlichen Verbänden an die Steile 
der Mitgliederversammlung eine Vertreterversamm- 
lung tritt, deren Mitglieder für höchstens zwei 
Jahre durch Mitglieder- oder Vertreterversammlun- 
gen der nachgeordneten Verbände gewählt werden. 
Landesparteien ohne Gebietsverbände (§ 7 Abs. 1 
Satz 4) können die Mitgliederversammlung durch 
eine Vertreterversammlung ersetzen, wenn sie mehr 
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als 250 Mitglieder haben. Vertreterversammlungen 
können auch für Ortsverbände von mehr als 250 
Mitgliedern oder mit großer räumlicher Ausdeh- 
nung gebildet werden. 

(2) Die Satzung kann weitere der Willensbildung 
des jeweiligen Gebietsverbandes dienende Einrich- 
tungen (Organe) vorsehen. Sie sind in der Satzung 
ausdrücklich als solche zu bezeichnen. 

§ 9 

Mitglieder- und Vertreterversammlung 
(Parteitag, Hauptversammlung) 

(1) Die Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
(Parteitag, Hauptversammlung) ist das oberste 
Organ des jeweiligen Gebietsverbandes. Sie führt 
bei Gebietsverbänden höherer Stufen die Bezeich- 
nung „Parteitag", bei Gebietsverbänden der unter- 
sten Stufe die Bezeichnung „Hauptversammlung"; 
die nachfolgenden Bestimmungen über den Partei- 
tag gelten auch für die Hauptversammlung. Die 
Parteitage treten mindestens in jedem zweiten 
Kalenderjahr einmal zusammen. 

(2) Vorstandsmitglieder, Mitglieder anderer Or- 
gane des Gebietsverbandes sowie Angehörige des 
in § 11 Abs. 2 genannten Personenkreises können 
einer Vertreterversammlung kraft Satzung ange- 
hören, dürfen aber in diesem Fall nur bis zu einem 
Fünftel der satzungsmäßigen Gesamtzahl der Ver- 
sammlungsmitglieder mit Stimmrecht ausgestattet 
sein. 

(3) Der Parteitag beschließt im Rahmen der Zu- 
ständigkeiten des Gebietsverbandes innerhalb der 
Partei über die Parteiprogramme, die Satzung, die 
Beitragsordnung, die Schiedsgerichtsordnung, die 
Auflösung sowie die Verschmelzung mit anderen 
Parteien. 

(4) Der Parteitag wählt den Vorsitzenden des 
Gebietsverbandes, seine Stellvertreter und die 
übrigen Mitglieder des Vorstandes, die Mitglieder 
etwaiger anderer Organe und die Vertreter in den 
Organen höherer Gebietsverbände, soweit in die- 
sem Gesetz nichts anderes zugelassen ist. 

(5) Der Parteitag nimmt mindestens alle zwei 
Jahre einen Tätigkeitsbericht des Vorstandes ent- 
gegen und faßt über ihn Beschluß. Der finanzielle 
Teil des Berichts ist vor der Berichterstattung durch 
Rechnungsprüfer, die von dem Parteitag gewählt 
werden, zu überprüfen. 

§ 10 

Rechte der Mitglieder 

(1) Die zuständigen Organe der Partei entsebei- 
den nach näherer Bestimmung der Satzung frei über 
die Aufnahme von Mitgliedern. Die Ablehnung 
eines Aufnahmeantrages braucht nicht begründet 
zu werden. Allgemeine, auch befristete Aufnahme- 
sperren sind nicht zulässig. Personen, denen die 
bürgerlichen Ehrenrechte oder das Wahlrecht durch 


Richterspruch rechtskräftig aberkannt wurden, kön- 
nen nicht Mitglieder einer Partei sein. 

(2) Die Mitglieder der Partei und die Vertreter 
in den Parteiorganen haben gleiches Stimmrecht. 
Die Ausübung des Stimmrechts kann nach näherer 
Bestimmung der Satzung davon abhängig gemacht 
werden, daß das Mitglied seine Beitragspflicht er- 
füllt hat. Das Mitglied ist jederzeit zum sofortigen 
Austritt aus der Partei berechtigt. 

(3) In der Satzung sind Bestimmungen zu treffen 
über 

1. die zulässigen Ordnungsmaßnahmen ge- 
gen Mitglieder, 

2. die Gründe, die zu Ordnungsmaßnahmen 
berechtigen, 

3. die Parteiorgane, die Ordnungsmaßnah- 
men anordnen können. 

Im Falle der Enthebung von Parteiämtern oder der 
Aberkennung der Fähigkeit zu ihrer Bekleidung ist 
der Beschluß zu begründen. 

(4) Ein Mitglied kann nur dann aus der Partei 
ausgeschlossen werden, wenn es vorsätzlich gegen 
die Satzung oder erheblich gegen Grundsätze oder 
Ordnung der Partei verstößt und ihr damit schwe- 
ren Schaden zufügt. 

(5) Über den Ausschluß entscheidet das nach der 
Schiedsgerichtsordnung zuständige Schiedsgericht. 
Die Berufung an ein Schiedsgericht höherer Stufe ist 
zu gewährleisten. Die Entscheidungen sind schrift- 
lich zu begründen. In dringenden und schwerwie- 
genden Fällen, die sofortiges Eingreifen erfordern, 
kann der Vorstand der Partei oder eines Gebiets- 
verbandes ein Mitglied von der Ausübung seiner 
Rechte bis zur Entscheidung des Schiedsgerichts 
ausschließen. 

§ 11 

Vorstand 

(1) Der Vorstand wird mindestens in jedem zwei- 
ten Kalenderjahr gewählt. Er muß aus mindestens 
drei Mitgliedern bestehen. 

(2) Dem Vorstand können Abgeordnete und an- 
dere Persönlichkeiten aus der Partei kraft Satzung 
angehören, wenn sie ihr Amt oder ihr Mandat aus 
einer Wahl erhalten haben. Der Anteil der nicht 
nach § 9 Abs. 4 gewählten Mitglieder darf ein 
Fünftel der Gesamtzahl der Vorstandsmitglieder 
nicht übersteigen. 

(3) Der Vorstand leitet den Gebietsverband und 
führt dessen Geschäfte nach Gesetz und Satzung 
sowie den Beschlüssen der ihm übergeordneten 
Organe. Er vertritt den Gebietsverband gemäß § 26 
Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches, soweit nicht 
die Satzung eine abweichende Regelung trifft. 

(4) Zur Durchführung der Beschlüsse des Vor- 
standes sowie zur Erledigung der laufenden und der 
besonders dringlichen Vorstandsgeschäfte kann aus 
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der Mitte des Vorstandes ein gesdiäftsführender 
Vorstand (Präsidium) gebildet werden. Seine Mit- 
glieder können auch vom Vorstand gewählt oder 
durch die Satzung bestimmt werden. 

§ 12 

Allgemeine Parteiaussdiüsse 

(1) Die Mitglieder von allgemeinen Parteiaus- 
schüssen und ähnlichen Einrichtungen, die nach der 
Satzung umfassende Zuständigkeiten für die Bera- 
tung oder Entscheidung politischer und organisato- 
rischer Fragen der Partei besitzen, können auch von 
nachgeordneten Gebietsverbänden gewählt werden. 

(2) Der Vorstand und Angehörige des in § 11 
Abs. 2 genannten Personenkreises können einem 
solchen Organ kraft Satzung angehören. Der Anteil 
der nicht gewählten Mitglieder darf ein Drittel der 
Gesamtmitgliederzahl des Organs nicht übersteigen; 
er kann um weitere Mitglieder mit nur beratender 
Stimme erhöht werden, muß jedoch auch dann noch 
unter der Hälfte der Gesamtmitgliederzahl des 
Organs liegen. ' 

(3) Das Amt der gewählten Mitglieder der in 
Absatz 1 genannten Organe dauert höchstens zwei 
Jahre. 

§ 13 

Zusammensetzung der Vertreterversammlungen 

Die Zusammensetzung einer Vertreterversamm- 
lung oder eines sonstigen Organs, das ganz oder 
zum Teil aus Vertretern von Gebietsverbänden be- 
steht, ist in der Satzung festzulegen. Die Zahl der 
Vertreter des Gebiets verbandes ist in erster Linie 
nach der Zahl der vertretenen Mitglieder zu bemes- 
sen. Die Satzung kann bestimmen, daß die restliche 
Zahl der Vertreter, höchstens die Hälfte der Ge- 
samtzahl, nach dem Verhältnis der im Bereich des 
Gebietsverbandes bei vorausgegangenen Wahlen 
zu Volksvertretungen erzielten Wählerstimmen auf 
die Gebietsverbände aufgeschlüsselt wird. Die Aus- 
übung des Stimmrechts kann von der Erfüllung der 
Beitragspflicht des Gebietsverbandes abhängig ge- 
macht werden. 

§ 14 

Partelsdiiedsgeridite 

(1) Zur Schlichtung und Entscheidung von Strei- 
tigkeiten der Partei oder eines Gebietsverbandes 
mit einzelnen Mitgliedern und , Streitigkeiten über 
Auslegung und Anwendung der Satzung sind zu- 
mindest bei der Partei und den Gebietsverbänden 
der jeweils höchsten Stufe Schiedsgerichte zu bilden. 
Für mehrere Gebietsverbände der Kreisstufe kön- 
nen gemeinsame Schiedsgerichte gebildet werden. 

(2) Die Mitglieder der Schiedsgerichte werden 
für höchstens vier Jahre gewählt. Sie dürfen nicht 
Mitglied eines Vorstandes der Partei oder eines 
Gebietsverbandes sein, in einem Dienstverhältnis 


zu der Partei oder einem Gebiets verband stehen 
oder von ihnen regelmäßige Einkünfte beziehen. Sie 
sind unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. 

(3) Die Satzung kann vorsehen, daß die Schieds- 
gerichte allgemein oder im Einzelfall mit Beisitzern 
besetzt werden, die von den Streitteilen paritätisch 
benannt werden. 

(4) Für die Tätigkeit des Schiedsgerichts ist eine 
Schiedsgerichtsordnung zu erlassen, die den Betei- 
ligten rechtliches Gehör, ein gerechtes Verfahren 
und die Ablehnung eines Mitglieds des Schieds- 
gerichts wegen Befangenheit gewährleistet. 

§15 

Willensbildung in den Organen 

(1) Die Organe fassen ihre Beschlüsse mit ein- 
facher Stimmenmehrheit, soweit nicht durch Gesetz 
oder Satzung erhöhte Stimmenmehrheit vorgeschrie- 
ben ist. 

(2) Die Wahlen der Vorstandsmitglieder und der 
Vertreter zu Vertreterver Sammlungen und zu Orga- 
nen höherer Gebiets verbände sind geheim. Bei den 
übrigen Wahlen kann offen abgestimmt werden, 
wenn sich auf Befragen kein Wicierspruch erhebt. 

(3) Das Antragsrecht ist so zu gestalten, daß eine 
demokratische Willensbildung gewährleistet bleibt, 
insbesondere auch Minderheiten ihre Vorschläge 
ausreichend zur Erörterung bringen können. In den 
Versammluhgen höherer Gebietsverbände ist min- 
destens den Vertretern der Gebietsverbände der 
beiden nächstniedrigen Stufen ein Antragsrecht ein- 
zuräumen. Bei Wahlen und Abstimmungen ist eine 
Bindung an Beschlüsse anderer Organe unzulässig. 

§ 16 

Maßnahmen gegen Gebietsverbände 

(1) Die Auflösung uiid der Ausschluß nachge- 
orcineter Gebietsverbände sowie die Amtsenthebung 
ganzer Organe derselben sind nur wegen schwer- 
wiegender Verstöße gegen die Grundsätze oder die 
Ordnung der Partei zulässig. In der Satzung ist zu 
bestimmen, 

1. aus welchen Gründen die Maßnahmen 
zulässig sind, 

2. welcher übergeordnete Gebietsverband 
und welches Organ dieses Verbandes sie 
treffen können. 

(2) Der Vorstand der Partei oder eines überord- 
neten Gebietsverbandes bedarf für eine Maßnahme 
nach Absatz 1 der Bestätigung durch ein höheres 
Organ. Die Maßnahme tritt außer Kraft, wenn die 
Bestätigung nicht auf dem nächsten Parteitag ausge- 
sprochen wird. 

(3) Gegen Maßnahmen nach Absatz 1 ist die An- 
rufung eines Schiedsgerichts zuzulassen. 
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DRITTER ABSCHNITT 
Aufstellung von Wahlwerbern 

§ 17 

Aufstellung von Wahlwerbem 

Die Aufstellung von Bewerbern für Wahlen zu 
Volksvertretungen muß in geheimer Abstimmung 
erfolgen. Die Aufstellung regeln die Wahlgesetze 
und die Satzungen der Parteien. 


VIERTER ABSCHNITT 
Erstattung von Wahlkampfkosten 

§ 18 

Grundsätze und Umfang der Erstattung 

(1) Die notwendigen Kosten eines angemessenen 
Wahlkampfes sind Parteien, die sich an der Bundes- 
tagswahl mit eigenen Wahlvorschlägen beteiligt 
haben, zu erstatten. Die Wahlkampfkosten werden 
mit einem Betrag von 2,50 Deutsche Mark je Wahl- 
berechtigten dieser Bundestagswahl insgesamt pau- 
schaliert (Wahlkampfkostenpauschale) . 

(2) Das Wahlkampfkostenpauschale wird auf Par- 
teien verteilt, die nach dem endgültigen Wahlergeb- 
nis mindestens 

1. 2,5 vom Hundert der im Wahlgebiet ab- 
gegebenen gültigen Zweitstimmen oder 

2. 10 vom Hundert der in einem Wahlkreis 
abgegebenen gültigen Erststimmen, wenn 
in diesem Land eine Landesliste dieser 
Partei nicht zugelassen war, 

erreicht haben. 

(3) Der Anteil an dem Wahlkampfkostenpau- 
schale (Erstattungsbetrag) bemißt sich 

1 . bei Parteien nach Absatz 2 Nr. 1 nach dem 
Verhältnis der im Wahlgebiet erreichten 
Zweitstimmen, 

2. bei einer Partei nach Absatz 2 Nr. 2 mit 
einem Betrag von 2,50 Deutsche Mark für 
jede Erststimme im Wahlkreis, in denen 
die Mindeststimmenzahl von 10 vom Hun- 
dert erreicht worden ist. 

(4) Vor der Festsetzung der Erstattungsbeträge 
für Parteien nach Absatz 3 Nr. 1 sind zunächst die 
auf die Parteien nach Absatz 3 Nr. 2 entfallenden 
Erstattungsbeträge von dem Wahlkampfkosten- 
pauschale abzuziehen. 

§ 19 

Erstattungsverfahren 

(1) Die Festsetzung und die Auszahlung des Er- 
stattungsbetrages (Anteils an dem Wahlkampf- 
kostenpauschale) ist innerhalb von zwei Monaten 


nach dem Zusammentritt des Bundestages bei dem 
Präsidenten des Deutschen Bundestages schriftlich 
zu beantragen. Der Antrag kann auf einen Teil- 
betrag begrenzt werden. 

(2) Der Erstattungsbetrag wird von dem Präsi- 
denten des Deutschen Bundestages festgesetzt und 
ausgezahlt. Abschlagszahlungen nach § 19 sind an- 
zurechnen und, soweit sie den Erstattungsbetrag 
übersteigen, zurückzuzahlen. 

§ 20 

Abschlagszahlungen 

(1) Den Parteien, die bei der jeweils vorausge- 
gangenen Bundestagswahl Wahlergebnisse erreicht 
hatten, die die Voraussetzungen nach § 18 Abs. 2 
erfüllt hätten, sind auf Antrag Abschlagszahlungen 
auf den Erstattungsbetrag zu gewähren. Die Ab- 
schlagszahlungen dürfen im zweiten Jahr der Wahl- 
periode des Deutschen Bundestages 10 vom Hun- 
dert, im dritten Jahr 15 vom Hundert und im Wahl- 
jahr 35 vom Hundert des Erstattungsbetrages nicht 
übersteigen. 

(2) Der Antrag auf Abschlagszahlungen ist schrift- 
lich bei dem Präsidenten des Deutschen Bundestages 
einzureichen. 

(3) Endet die Wahlperiode des Deutschen Bundes- 
tages vorzeitig, kann der Präsident des Deutschen 
Bundestages vor der Bundestagswahl Abschlags- 
zahlungen abweichend von Absatz 1 Satz 2 mit der 
Maßgabe gewähren, daß sie 60 vom Hundert der 
Erstattungsbeträge nicht übersteigen dürfen. 

§ 21 

Bereitstellung von Bundesmitteln 

(1) Die nach §§ 18, 20, 39 erforderlichen Mittel 
sind im Bundeshaushaltsplan auszubringen. 

(2) Der Bundesrechnungshof prüft, ob der Präsi- 
dent des Deutschen Bundestages als mittelverwal- 
tende Stelle die Wahlkampfkosten entsprechend den 
Vorschriften dieses Abschnitts erstattet hat, 

§ 22 

Erstattung von Wahlkampfkosten in den Ländern 

In den Ländern können Wahlkampfkosten von 
Landtagswahlen im Rahmen der 18 bis 20 erstat- 
tet werden mit der Maßgabe, daß die Vorausset- 
zungen nach § 18 Abs. 2 von Parteien nationaler 
Minderheiten nicht erfüllt zu werden brauchen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 


Rechenschaftslegung 
§ 23 

Pflicht zur öffentlichen Rechenschaftslegung 

(1) Der Vorstand der Partei hat über die Her- 
kunft der Mittel, die seiner Partei innerhalb eines 
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Kalenderjahres (Rechnungsjahr) zugeflossen sind, in 
einem Rechenschaftsbericht öffentlich Rechenschaft 
zu geben. 

(2) Der Rechenschaftsbericht muß von einem 
Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungsge- 
sellschaft nach den Vorschriften der §§ 29 bis 31 ge- 
prüft werden. Er ist bis zum 30. September des dem 
Rechnungsjahr folgenden Jahres beim Präsidenten 
des Deutschen Bundestages einzureichen und von 
diesem im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Der 
Präsident des Deutschen Bundestages kann die Frist 
aus besonderen Gründen bis zu drei Monaten ver- 
längern. 

(3) Der Präsident des Deutschen Bundestages 
darf Zahlungen nach §§ 18 bis 20 nicht leisten, so- 
lange ein den Vorschriften des Fünften Abschnitts 
entsprechender Rechenschaftsbericht nicht einge- 
reicht worden ist. 

§ 24 

Rechenschaftsbericht 

(1) Der Rechenschaftsbericht besteht aus einer 
Einnahmerechnung. In den Rechenschaftsbericht der 
Partei sind die Rechenschaftsberichte der einzelnen 
Landesverbände gesondert aufzunehmen. Die Re- 
chenschaftsberichte der den Landesverbänden nach- 
geordneten Gebietsverbände sind ungesondert in 
die Teilberichte der Landesverbände aufzunehmen. 
Die Landesverbände haben die Teilberichte der 
ihnen nachgeordneten Verbände gesammelt bei 
ihren Rechenschaftsunterlagen aufzubewahren. 

(2) In der Einnahmerechnung sind folgende 
Posten gesondert auszuweisen: 

1 . Mitgliedsbeiträge, 

2. Beiträge der Fraktionsmitglieder und ähn- 
liche regelmäßige Beiträge, 

3. Einnahmen aus 

a) Vermögen, 

b) Veranstaltungen, Vertrieb von Druck- 
schriften und Veröffentlichungen und 
sonstiger mit Einnahmen verbundener 
Tätigkeit der Partei, 

4. Spenden, 

5. Kredite, 

6. Erstattungsbeträge nach dem Vierten Ab- 
schnitt, 

7. sonstige Einnahmen. 

(3) Die Partei kann dem Rechenschaftsbericht, 
insbesondere auch einzelnen seiner Posten, kurzge- 
faßte Erläuterungen beifügen. 

§ 25 

Benennung der Spender 

Spenden an eine Partei oder einen oder mehrere 
ihrer Gebietsverbände, deren Gesamtwert in einem 
Kalenderjahr bei einer natürlichen Person 20 000 


Deutsche Mark, bei einer juristischen Person 200 000 
Deutsche Mark übersteigt, sind unter Angabe des 
Namens und der Anschrift des Spenders sowie der 
Gesamthöhe der Spende im Rechenschaftsbericht zu 
verzeichnen. 

§ 26 

Begriff der Einnahme 

(1) Einnahme ist, soweit für einzelne Einnahme- 
arten (§ 24 Abs. 2) nichts Besonderes gilt, jede der 
Partei von außen zufließende Geld oder geldwerte 
Leistung, die weder durch eine gleichwertige Gegen- 
leistung ausgeglichen ist noch auf einer Ersatz-, Ent- 
schädigungs- oder Rückerstattungspflicht beruht. Als 
Einnahmen gelten auch die Freistellung von üb- 
licherweise entstehenden Verbindlichkeiten sowie 
die Übernahme von Veranstaltungen und Maßnah- 
men, mit denen ausdrücklich für eine Partei gewor- 
ben wird, durch andere. 

(2) Alle Einnahmen sind mit ihrem vollen Betrag 
an der für sie vorgesehenen Stelle einzusetzen. Mit 
den Einnahmen zusammenhängende Ausgaben dür- 
fen nur insoweit abgezogen werden, als sie unmittel- 
bar zur Beschaffung der betreffenden Einnahme auf- 
gewandt wurden. 

(3) Wirtschaftsgüter, die nicht in Geld bestehen, 
sind mit den in gewöhnlichen Geschäftsverkehr für 
gleiche oder vergleichbare Leistungen üblicherweise 
zu zahlenden Preisen anzusetzen. 

(4) Durchlaufende Gelder und Leistungen sowie 
Mitgliedsbeiträge und sonstige Einnahmen, die von 
vornherein für eine schlüsselmäßige Verteilung un- 
ter mehrere Gebietsverbände bestimmt sind, werden 
bei der Stelle ausgewiesen, bei der sie endgültig 
verbleiben. 

§ 27 

Einzelne Einnahmearten 

(1) Mitgliedsbeiträge im Sinne des § 24 Abs. 2 
Nr. 1 sind Beiträge, die die Mitglieder in dieser 
Eigenschaft entrichten, insbesondere auch Auf- 
nahmegebühren und Sonderumlagen. 

(2) Bei den in § 24 Abs. 2 Nr. 3 genannten Ein- 
nahmequellen ist der Reinertrag einzusetzen. Die 
Ausweisungspflicht nach § 24 Abs. 2 Nr. 4 und 5 
bleibt unberührt. 

(3) Bei der Einnahmerechnung können Sach-, 
Werk- und Dienstleistungen, die die Mitglieder der 
Partei oder die der Partei nahestehenden Organisa- 
tionen außerhalb eines Geschäftsbetriebes üblicher- 
weise unentgeltlich zur Verfügung stellen oder die 
einen Wert von 1000 Deutsche Mark im Einzelfall 
nicht übersteigen, unberücksichtigt bleiben. Für die 
Übernahme von Veranstaltungen und Maßnahmen 
der Parteiwerbung gilt Satz 1 entsprechend. 

(4) Bei Einnahmen aus Krediten sind nur Kredit- 
zuflüsse von mehr als 1000 Deutsche Mark in einem 
Rechnungsjahr und nur dann auszuweisen, soweit 
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der Kredit bis zum Schluß des Rechnungsjahres nicht 
zurückgezahlt worden ist. 

§ 28 

Pflicht zur Buchführung 

Die Parteien haben Bücher über ihre rechenschafts- 
pflichtigen Einnahmen zu führen. Dabei ist nach den 
Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung unter 
Berücksichtigung des Gesetzeszweckes zu verfahren. 
Die Redinungsunterlagen sind fünf Jahre aufzube- 
wahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf 
des Rechnungsjahres. 

§ 29 

Prüfung des Rechenschaftsberichts 

(1) Die Prüfung nach § 23 Abs. 2 Satz 1 erstreckt 
sich auf die Partei sowie nach Wahl des Prüfers auf 
mindestens zwei Landesverbände und vier nachge- 
ordnete Gebietsverbände niedrigerer Stufen, 

(2) Der Prüfer kann von den Vorständen und den 
von ihnen dazu ermächtigten Personen alle Aufklä- 
rungen und Nachweise verlangen, welche die sorg- 
fältige Erfüllung seiner Prüfungspflicht erfordert. Es 
ist ihm insoweit auch zu gestatten, die Unterlagen 
für die Zusammenstellung des Redienschaftsberichts, 
die Bücher und Schriftstücke sowie die Kassen- und 
Vermögensbestände zu prüfen. 

(3) Der Vorstand des zu prüfenden Gebietsver- 
bandes hat dem Prüfer schriftlich zu versichern, daß 
in dem Rechenschaftsbericht alle rechenschaftspflich- 
tigen Einnahmen erfaßt sind. Auf die Versicherung 
der Vorstände nachgeordneter Gebietsverbände 
kann Bezug genommen werden. Es genügt die Ver- 
sicherung des für die Finanzangelegenheiten zustän- 
digen Vorstandsmitgliedes. 

§ 30 

Prüfungsbericht und Prüfungsvermerk 

(1) Das Ergebnis der Prüfung ist in einem schrift- 
lichen Prüfungsbericht niederzulegen, der dem Vor- 
stand der Partei und dem Vorstand des geprüften 
Gebietsverbandes zu übergeben ist. 

(2) Sind nach dem abschließenden Ergebnis der 
Prüfung keine Einwendungen zu erheben, so hat der 
Prüfer durch einen Vermerk zu bestätigen, 

daß nach pflichtgemäßer Prüfung auf Grund 
der Bücher und Schriften der Partei sowie der 
von den Vorständen erteilten Aufklärungen 
und Nachweise der Rechenschaftsbericht in 
dem geprüften Umfang (§ 29 Abs. 1) den Vor- 
schriften dieses Gesetzes entspricht. 

Sind Einwendungen zu erheben, so hat der Prüfer in 
seinem Prüfungsvermerk die Bestätigung zu ver- 
sagen oder einzuschränken. Die geprüften Gebiets- 
verbände sind im Prüfungsvermerk namhaft zu ma- 
chen. 


(3) Der Prüfungsvermerk ist auf dem einzurei- 
chenden Rechenschaftsbericht anzubringen und in 
vollem Wortlaut nach § 23 Abs. 2 Satz 2 mit zu ver- 
öffentlichen. 

§ 31 

Prüfer 

(1) Als Prüfer darf nicht bestellt werden, wer 
Vorstandsmitglied, Mitglied eines allgemeinen Par- 
teiausschusses, Revisionsbeauftragter oder Ange- 
stellter der zu prüfenden Partei oder eines ihrer Ge- 
bietsverbände ist oder in den letzten drei Jahren 
vor der Bestellung war. 

(2) Die Prüfer, ihre Gehilfen und die bei der 
Prüfung mitwirkenden gesetzlichen Vertreter einer 
Prüfungsgesellschaft sind zu gewissenhafter und 
unparteiischer Wahrnehmung ihrer Aufgaben und 
zur Verschwiegenheit verpflichtet. § 168 des Aktien- 
gesetzes gilt entsprechenci. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Vollzug des Verbots 
verfassungswidriger Parteien 

§ 32 

Vollstreckung 

(1) Wird eine Partei oder eine Teilorganisation 
einer Partei nach Artikel 21 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes für verfassungswidrig erklärt, so treffen die von 
den Landesregierungen bestimmten Behörden im 
Rahmen der Gesetze alle Maßnahmen, die zur Voll- 
streckung des Urteils und etwaiger zusätzlicher Voll- 
streckungsregelungen des Bundesverfassungsge- 
richts erforderlich sind. Die obersten Landesbehör- 
den haben zu diesem Zweck unbeschränktes Wei- 
sungsrecht gegenüber den Behörden und Dienststel- 
len des Landes, die für die Wahrung der öffentlichen 
Sicherheit oder Ordnung zuständig sind. 

(2) Erstreckt sich die Organisation oder die Tätig- 
keit der Partei oder des für verfassungswidrig er- 
klärten Teils der Partei über das Gebiet eines Lan- 
des hinaus, so trifft der Bundesminister des Innern 
die für eine einheitliche Vollstreckung erforder- 
lichen Anordnungen. 

(3) Das Bundesverfassungsgericht kann die Voll- 
streckung nach § 35 des Gesetzes über das Bundes- 
verfassungsgericht abweichend von den Vorschriften 
der Absätze 1 und 2 regeln. 

(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Vollstreckungsmaßnahmen haben keine aufschie- 
bende Wirkung, Betrifft ein verwaltungsgericht- 
liches Verfahren eine Frage, die für die Vollstrek- 
kung des Urteils von grundsätzlicher Bedeutung ist, 
so ist das Verfahren auszusetzen und die Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts einzuholen. 
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Das Bundesverfassungsgericht entscheidet auch über 
Einwendungen gegen die Art und Weise der Durch- 
führung der von ihm angeordneten besonderen 
Vollstreckungsmaßnahmen. 

(5) Im Falle der Vermögenseinziehung werden 
§§ 10 bis 13 des Gesetzes zur Regelung des öffent- 
lichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz) vom 5. August 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 593) entsprechend ange- 
wendet. Verbotsbehörde ist die oberste Landesbe- 
hörde, im Fall des Absatzes 2 der Bundesminister 
des Innern. 

§ 33 

Verbot von Ersatzorganisationen 

(1) Es ist verboten, Organisationen zu bilden, die 
verfassungswidrige Bestrebungen einer nach Ar- 
tikel 21 Abs, 2 des Grundgesetzes in Verbindung 
mit § 46 des Gesetzes über das Bundesverfassungs- 
gericht verbotenen Partei an deren Stelle weiter 
verfolgen (Ersatzorganisation) oder bestehende Or- 
ganisationen als Ersatzorganisationen fortzuführen. 

(2) Ist die Ersatzorganisation eine Partei, die be- 
reits vor dem Verbot der ursprünglichen Partei be- 
standen hat oder im Bundestag oder in einem Land- 
tag vertreten ist, so stellt das Bundesverfassungs- 
gericht fest, daß es sich um eine verbotene Ersatz- 
organisation handelt; die §§ 38, 41, 43, 44 und 46 
Abs. 3 des Gesetzes über das Bundesverfassungs- 
gericht und § 32 dieses Gesetzes gelten entprechend. 

(3) Auf andere Parteien und auf Vereine im 
Sinne des § 2 des Vereinsgesetzes, die Ersatzorgani- 
sationen einer verbotenen Partei sind, wird § 8 
Abs. 2 des Vereinsgesetzes entsprechend ange- 
wandt. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

§ 34 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

§ 10 b des Einkommensteuergesetzes in der Fas- 
sung vom 15. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1253), zuletzt geändert durch das Steuerände- 
rungsgesetz 1966 vom 23. Dezember 1966 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 702), wird wie folgt geändert: 

1. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

2. Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Beiträge und Spenden an politische Par- 
teien im Sinne des § 2 des Parteiengesetzes sind 
bis zur Höhe von insgesamt 600 Deutsche Mark 
und im Fall der Zusammenveranlagung von Ehe- 
gatten bis zur Höhe von insgesamt 1200 Deut- 
sche Mark im Kalenderjahr abzugsfähig." 


§ 35 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

§ 11 des Körperschaftsteuergesetzes in der Fas- 
sung vom 24. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 449), 
zuletzt geändert durch das Gesetz über die Ermitt- 
lung des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft 
nach Durchschnittssätzen vom 15. September 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1350), wird wie folgt geändert. 

1. Der bisherige Wortlaut der Nummer 5 wird 
Nummer 5 Buchstabe a. 

2. Es wird folgender Buchstabe b angefügt: 

„b) Spenden an politische Parteien im Sinne des 
§ 2 des Parteiengesetzes bis zur Höhe von 
insgesamt 600 Deutsche Mark im Kalender- 
jahr." 

§ 36 

Anwendung steuerrechtlidier Vorschriften 

Die §§34 und 35 sind erstmals für den Veran- 
lagung szeitraum 1967 anzuwenden. 

§ 37 

Nichtanwendbarkeit von Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches 

§ 54 Satz 2, §§ 61 bis 63 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches werden bei Parteien nicht angewandt. 

§ 38 

Zwangsmittel des Bundeswahlleiters 

Der Bundeswahlleiter kann den Vorstand der Par- 
tei zur Vornahme der Handlungen nach § 6 Abs. 3 
durch ein Zwangsgeld anhalten. Die Vorschrif- 
ten des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 
27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157), geändert 
durch das Gesetz vom 12. April 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 429), gelten sinngemäß; der Bundeswahl- 
leiter handelt insoweit als Vollstreckungs- und 
Vollzugsbehörde. Die Höhe des Zwangsgeldes be- 
trägt mindestens 500 Deutsche Mark und höchstens 
3000 Deutsche Mark. 

§ 39 

übergangsvorschriften 
für Wahikampfkostenerstattung 

(1) Wahlkampfkosten für die abgelaufenen 
Wahlperioden sind nicht zu erstatten. 

(2) Für die Bundestagswahl vom 19. September 

1965 sind nur die sidi nach § 18 als Anteil der 
Partei an der Wahlkampfkostenpauschale ergeben- 
den Beträge für die Monate September und Oktober 

1966 zu erstatten. 

(3) Unberührt bleibt die Abwicklung von Wahl- 
kampfkosten für Landtagswahlen, die nach der in 
Absatz 2 genannten Bundestagswahl stattgefunden 
haben. 
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§ 40 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(BundesgesetzbL I S. 1) auch im Land Berlin. So- 
lange der Anwendung des Artikels 21 Abs. 2 Satz 2 
des Grundgesetzes im Land Berlin Hindernisse ent- 
gegenstehen, werden der Sechste Abschnitt und § 38 
dieses Gesetzes im Land Berlin nicht angewandt. 


§ 41 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Die §§ 6 bis 16 treten am 1. Januar 
1969 in Kraft; die §§ 23 bis 31 sind erstmals für das 
Rechnungsjahr 1968 anzuwenden. 
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